
15.3484           Conseil des Etats 534 16 juin 2016

Bulletin officiel de l’Assemblée fédérale

kündigt werden müssten. Die Initiative wurde deutlich abge-
lehnt, vielleicht auch, weil sie das gefordert hatte.
Aber das war korrekt. Die Folge der Annahme von Ecopop
wäre gewesen, dass wir diese Verträge hätten kündigen
müssen. Das ist genau das Problem, das wir nun mit der
Masseneinwanderungs-Initiative haben. Man hat diese In-
itiative dem Volk irgendwie mit der Idee und dem Hinterge-
danken verkauft, dass der Bundesrat innert drei Jahren
schon irgendwie eine europakompatible Lösung finden
würde. Man meinte, es werde schon gehen. Das ist nicht ge-
gen die Bilateralen, nicht gegen die Personenfreizügigkeit
gerichtet. Weil man dem Volk bei der Masseneinwande-
rungs-Initiative in einer Übergangsbestimmung nicht genau
dasselbe gesagt hat, wie es die Ecopop-Initianten entspre-
chend taten, nämlich dass man bei Annahme der Initiative
die Verträge kündigen muss, sind wir nun in dieser schwieri-
gen Situation.
Ich weiss nicht, ob und wie wir das in einer Norm formulieren
könnten. Aber der Grundgedanke sollte sein: Dem Volk bzw.
den Initianten ist alles möglich. Sie dürfen verlangen, dass
ein neuer Verfassungsartikel zehn weiteren Verfassungsarti-
keln widerspricht, oder sie können eine Initiative gegen inter-
nationale Verträge lancieren, aber sie müssen es deutlich
machen. Wenn das Volk abstimmt, muss es wissen, dass es
grundsätzlich andere Grundwerte, andere Artikel, andere
Prinzipien, andere Verpflichtungen streicht, wenn es eine
neue Norm annimmt, die mit bestehenden Verträgen oder
Grundregeln unserer Verfassung kollidiert. Das ist der
Grundgedanke. Eine Antwort habe ich nicht. Ich hoffe aber
sehr, dass die SPK beider Räte, die diese Überlegungen be-
gonnen haben, und auch der Bundesrat, der sich darüber
Gedanken gemacht hat, diese Fragen nochmals angehen.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Herr Ständerat Lom-
bardi hat natürlich absolut Recht. Wenn Sie beide Motionen
abschreiben, ist das Thema nicht vom Tisch – im Gegenteil:
Das Thema ist sehr virulent, es ist auch sehr präsent, ge-
rade mit verschiedenen Volksinitiativen, die der Bevölkerung
in den letzten Jahren vorgelegt wurden und über die auch
abgestimmt wurde. Dies führt dazu, dass am Schluss, wenn
eine Volksinitiative angenommen wird, ein Konflikt besteht,
zwischen dem, was in der Bundesverfassung steht, und zum
Beispiel einem völkerrechtlichen Vertrag, den wir abge-
schlossen haben, mit allen Verpflichtungen.
Ich denke, dass die Schweiz eine verlässliche Vertragspart-
nerin sein will; international ist allen klar, dass das zu unse-
rem Land gehört. Wenn wir Volksinitiativen, die angenom-
men worden sind, nicht umsetzen können, dann ist das
natürlich für die Glaubwürdigkeit – ich sage mal – der Politik
oder auch der Volksrechte schädlich. Es wird wahrscheinlich
nicht möglich sein, diese Konflikte ganz aus dem Weg zu
schaffen. Es ist aber ein Ziel, sie zu reduzieren. Ich glaube,
wir alle müssen dieses Ziel weiterverfolgen. Wenn wir das
Ziel nämlich nicht erreichen, wenn wir die Konflikte nicht re-
duzieren können, schadet das am Schluss auch der Glaub-
würdigkeit unseres politischen Systems, das für uns sehr
wichtig ist. Es kann auch das Vertrauen in die Politik beschä-
digen; das ist wahrscheinlich etwas vom Schlimmsten, was
in einer direkten Demokratie überhaupt passieren kann. Von
daher gesehen bleibt es für uns ein Thema und ein Inter-
esse.
Der Kommissionssprecher hat gleichzeitig ausgeführt, dass
Sie dem Bundesrat den Auftrag gegeben haben, Vorlagen
auszuarbeiten. Das Ergebnis der Vernehmlassung war
schon sehr durchzogen. Es war nachher klar, dass die bei-
den Möglichkeiten keine mehrheitsfähigen Vorschläge sind.
Ich will den Inhalt der Vorschläge jetzt nicht noch einmal
ausführen, der Kommissionssprecher hat das schon ge-
macht.
In der Vernehmlassung wurden noch andere Vorschläge ge-
macht. Es wurden Alternativen aufgezeigt, und es wurde ge-
sagt: «Diese Lösung ist falsch, aber wir hätten noch einen
anderen Vorschlag.» Ich muss Ihnen allerdings sagen:
Wenn Sie die Vernehmlassungsantworten anschauen, dann
sehen Sie, dass diese in alle Richtungen gehen. Wir haben

den neuen Vorschlag oder die Alternative, die allenfalls
mehrheitsfähig ist, auch noch nicht gefunden. Ich bin sehr
froh und sehr dankbar, dass sich Ihre Staatspolitische Kom-
mission mit grossem Aufwand und sehr intensiv mit diesen
Fragen beschäftigt hat. Sie hat jetzt auch vier Kommissions-
initiativen formuliert.
Ich glaube, wir alle machen uns keine Illusionen: Auch diese
Vorschläge werden höchst umstritten sein. Denn wenn sie
dann am Schluss so ankommen, dass sie eine Beschnei-
dung der Volksrechte ergeben, dann – das hat Herr Lom-
bardi auch ausgeführt – stösst das natürlich auf Widerstand.
Gleichzeitig, wenn sie dann wirklich auch eine Wirkung er-
zielen sollen, wird man nicht darum herumkommen, dass
sich eben auch gewisse Fragen in Bezug auf die Volksrechte
stellen werden.
Ich glaube, es ist der richtige Weg, dass die Vorschläge aus
Ihrem Rat, aus dem Parlament kommen. Wir werden Sie mit
allen unseren Möglichkeiten unterstützen, wir werden die
Vorschläge ausarbeiten, analysieren und von unserer Seite
her Vorschläge machen. Ich glaube, in diesem Prozess
braucht es etwas Geduld. Ich bin Ihnen dankbar, wenn Sie
hartnäckig dranbleiben. Denn noch einmal: Auch wenn Sie
diese zwei Motionen heute abschreiben – wir unterstützen
das –, ist das Problem deswegen nicht vom Tisch. 

Angenommen – Adopté
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Antrag der Mehrheit
Ablehnung der Ziffern 5 und 6 der Motion

Antrag der Minderheit
(Bischof, Bruderer Wyss, Cramer, Engler, Lombardi, Stöckli)
Annahme von Ziffer 5 der Motion

Antrag der Minderheit
(Cramer, Abate, Bruderer Wyss, Lombardi)
Annahme von Ziffer 6 der Motion

Proposition de la majorité
Rejeter les chiffres 5 et 6 de la motion

Proposition de la minorité
(Bischof, Bruderer Wyss, Cramer, Engler, Lombardi, Stöckli)
Adopter le chiffre 5 de la motion

Proposition de la minorité
(Cramer, Abate, Bruderer Wyss, Lombardi)
Adopter le chiffre 6 de la motion

Le président (Comte Raphaël, président): Un rapport écrit
de la commission vous a été remis.
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Bischof Pirmin (C, SO), für die Kommission: Wir befassen uns
mit einer Motion des Nationalrates, ursprünglich der Fraktion
der Grünen, mit dem Titel «Flüchtlingstragödien im Mittel-
meer. Rasch und massiv konkret vor Ort helfen und Türen in
der Festung Europa schaffen». Im Nationalrat ist diese Mo-
tion teilweise angenommen worden: Von den sechs Ziffern,
die Sie vor sich haben, hat der Nationalrat nur die Ziffern 5
und 6 angenommen, und wir sprechen heute nur über diese
Ziffern 5 und 6.
Ihre Kommission beantragt Ihnen mehrheitlich, diese beiden
Ziffern der vom Nationalrat angenommenen Motion abzuleh-
nen. Ihre Kommission beantragt Ihnen deutlich mit 8 zu
4 Stimmen bei 1 Enthaltung, Ziffer 6 abzulehnen, und Ihre
Kommission beantragt Ihnen sehr knapp, mit 6 zu 6 Stim-
men bei 1 Enthaltung mit Stichentscheid des Präsidenten,
auch Ziffer 5 abzulehnen.
Ich werde hier die Auffassung der Kommissionsmehrheit be-
gründen, und weil ich bei Ziffer 5 auch zur Minderheit ge-
höre, werde ich kurz auch die Meinung der Minderheit an-
deuten. Ich bitte dann einen Sprecher der Minderheit, seine
Position zu Ziffer 6 zu begründen.
Ihre Kommission hat anlässlich der Beratung dieser Motion
eine eingehende Flüchtlingsdebatte geführt. Die Kommis-
sion ist sich bewusst, dass die Flüchtlingssituation weltweit
und insbesondere auch an den Rändern von Europa im Mo-
ment einzigartig ist – wahrscheinlich einzigartig seit dem
Zweiten Weltkrieg, mindestens was die Quantität der Men-
schen auf der Flucht anbetrifft. In dieser Situation kann sich
die Schweiz nicht einfach aus dieser Flüchtlingstragödie her-
ausdiskutieren. Besonders schwierig ist die Situation für die
betroffenen Randstaaten in Europa, Griechenland und Ita-
lien. Wir müssen uns aber bewusst sein, dass Länder wie
etwa die Türkei, Jordanien oder der Libanon darüber hinaus
wesentlich grössere Lasten tragen als die betroffenen euro-
päischen Staaten und die Schweiz und dass sich im Moment
schon nur in den beiden Ländern Türkei und Libanon und teil-
weise in Jordanien mehrere Millionen Flüchtlinge aufhalten!
Das kann uns nicht egal sein. Inwieweit ist die Motion nun
zielführend, in wieweit kann sie zur Lösungsfindung beitra-
gen? Die Mehrheit Ihrer Kommission ist bei beiden vom Na-
tionalrat angenommenen Ziffern der Motion der Auffassung,
dass es im Moment nicht angezeigt sei, diese anzunehmen,
weil innen- und aussenpolitisch falsche Zeichen gesetzt wür-
den. Die Zeichen wären, so die Kommissionsmehrheit, dass
fälschlicherweise die Erwartung geweckt würde, dass die
Schweiz ihre Unterstützungsleistungen weiter intensivieren
und insbesondere noch zusätzlich finanzielle Hilfen vor Ort
leisten würde. Die Kommissionsmehrheit ist hier der Auffas-
sung, dass der Bundesrat bisher richtig und intensiv gehan-
delt hat, und zwar im Gegensatz zur Mehrheit der europä-
ischen Staaten, die sich aus der Flüchtlingstragödie ausklin-
ken. Die Schweiz hat sich von Anfang an beteiligt, nämlich
mit sehr ausführlicher Hilfe vor Ort, was den Punkt 6 der Mo-
tion betrifft. Seit dem Ausbruch des syrischen Bürgerkriegs
vor vier Jahren hat die Schweiz mittlerweile über 250 Millio-
nen Franken an Hilfen spezieller Art geleistet.
Deshalb ist hier die Kommissionsmehrheit der Meinung,
dass Ziffer 6, mit der, wie Sie lesen, massive und rasche
Verstärkung der Hilfe vor Ort verlangt, zu weit gehen würde.
Was Ziffer 5 betrifft, deren Ablehnung, wie gesagt, in der
Kommission sehr knapp entschieden wurde, ist die Kommis-
sionsmehrheit auch hier der Meinung, dass der Bundesrat
mit seinen Hilfen Griechenland und vor allem Italien gegen-
über seine Pflichten erfüllt hat. Es wurde darauf hingewie-
sen, dass bereits der Bundesrat heute konkrete Projekte in
diesen betroffenen Ländern massiv unterstützt, etwa bei der
Herkunftsländerinformation, bei der Aufnahme von Asylsu-
chenden, aber auch bei den sogenannten Relocation-Pro-
grammen und bei der Rückkehrhilfe. Die Schweiz beteiligt
sich auch an den hier relevanten europäischen Fonds: Das
ist einerseits der europäische Fonds für die innere Sicher-
heit, das Teilinstrument Grenze, und auf der anderen Seite
wird auch das europäische Unterstützungsbüro für Asylfra-
gen unterstützt. Obwohl das EU-Modelle sind, ist die

Schweiz im Rahmen des Dublin-Systems an beiden betei-
ligt. 
Die Minderheit Bischof ist bei Ziffer 5 der Meinung, man solle
sie annehmen. Die bisherigen bundesrätlichen Massnah-
men werden zwar sehr begrüsst, es liegt aber nach Auffas-
sung der Kommissionsminderheit sehr im Interesse der
Schweiz, dass das Schengen- und vor allem das Dublin-Sy-
stem nicht zusammenbrechen. Es gibt heute genügend Pro-
bleme in diesem Dublin-System. Es funktioniert noch, es
funktioniert leidlich. Doch namentlich Italien ist als einer der
hauptbetroffenen Staaten teilweise mit diesem System über-
fordert, wenn sich eben – wie gesagt – andere europäische
Staaten einfach ausklinken und nur einige wenige europä-
ische Staaten wirklich Flüchtlinge aufnehmen, darunter auch
die Schweiz.
Die Schweiz hat nach Auffassung der Kommissionsminder-
heit jedes Interesse, Italien zu unterstützen, namentlich bei
der Registrierung von Flüchtlingen. Es kann ja nicht ange-
hen, dass wir in einem Dublin-System sind – was wir ja
sind – und dass dann aber ein Land, beispielsweise Italien,
schlicht nicht mehr in der Lage ist, die entsprechenden Regi-
strierungen vorzunehmen, und einfach zu einem Durch-
marschland wird. So war Dublin nicht gemeint! Dublin war
vielmehr so gemeint, dass diejenigen Länder, die eben
Randstaaten sind – Griechenland und Italien –, auch von
den anderen Partnern in die Lage versetzt werden, ihre Du-
blin-Verpflichtungen zu erfüllen. Da ist heute Italien nach
Auffassung der Kommissionsminderheit an einer Grenze
seiner Möglichkeiten angelangt. Ich möchte Sie einfach dar-
auf hinweisen, dass Italien im Moment zwar wegen der Bil-
der zur Flüchtlingsroute über den Balkan aus dem Osten et-
was in den Hintergrund getreten ist. Doch mit dem Schlies-
sen der Balkanroute, vor allem durch Österreich, ist damit zu
rechnen, dass diesen Sommer, relativ bald, Italien sehr wohl
wieder in den Fokus gelangen wird. Da dürfen wir uns nichts
vormachen. Wenn wieder Hunderttausende von Menschen
in Italien landen, dann wird die Schweiz sehr schnell direkt
betroffen sein.
Hier ist die Auffassung der Minderheit, dass eine gezielte
Hilfe vonseiten der Schweiz zur Aufrechterhaltung des Du-
blin-Systems gerade dazu beitragen kann, dass nicht nur
den Flüchtlingen geholfen wird, sondern auch die Schweiz in
der Folge entlastet wird, wenn Italien seine Pflichten besser
wahrnehmen kann.
Ich bitte Sie also im Namen der Kommissionsmehrheit, die
beiden Ziffern 5 und 6 der Motion abzulehnen, und ich bitte
den Sprecher der Minderheit, hier noch die Position der Min-
derheit namentlich zu Ziffer 6 zu vertreten.

Cramer Robert (G, GE): Après le rapport très complet qui a
été fait de nos travaux par le rapporteur, qui a du reste éga-
lement exposé l'argumentation de la minorité et expliqué les
raisons pour lesquelles une courte majorité de la commis-
sion vous demande de rejeter cette motion, il n'y a pas
grand-chose à ajouter, si ce n'est les quelques considéra-
tions suivantes.
D'abord, je rappelle qu'à l'origine la motion ne comportait
pas seulement les chiffres 5 et 6. Cette motion en comportait
également quatre autres. L'objet de cette motion, c'était d'of-
frir une réponse au drame qui touche actuellement un cer-
tain nombre de personnes qui traversent la Méditerranée
pour essayer de trouver asile en Europe.
Ces drames qui se produisent en Méditerranée nous con-
cernent directement et ils nous concernent à un double
égard. Ils nous concernent tout d'abord parce que nous
sommes les héritiers directs de cette civilisation qui a vu le
jour autour de la Méditerranée. C'est de ce «mare nostrum»
qu'est issue toute la culture occidentale. Nous sommes
toutes et tous les enfants de la Méditerranée, que ce soit
dans notre culture, que ce soit dans notre organisation poli-
tique, que ce soit dans les systèmes économiques que nous
avons développés.
Puis, de façon plus terre à terre, ce qui se passe autour de la
Méditerranée nous concerne aussi parce que nous avons
adhéré à des accords internationaux. Parmi ceux-ci, il y a la
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convention de Dublin et le règlement Dublin (accords de Du-
blin), qui régissent en Europe la façon dont on pratique en ma-
tière de procédure d'asile. Nous sommes donc directement
concernés par les drames qui se produisent en Méditerranée,
nous et nos autres partenaires des accords de Dublin.
Ce sont ces considérations qui sont à l'origine de la motion,
laquelle charge le Conseil fédéral de restaurer la possibilité
de déposer des demandes d'asile dans les ambassades, de
mettre en en oeuvre rapidement sa décision d'accueillir
3000 réfugiés syriens et de s'engager dans une refonte du
système de Dublin avec ses partenaires. C'étaient les quatre
premiers chiffres de la motion; ils ont été rejetés par le Con-
seil national.
Il en reste par conséquent deux. Les deux autres chiffres
dont nous parlons ne traitent plus du système de Dublin,
mais uniquement de l'aide que l'on peut fournir soit aux pays
de l'Union européenne qui sont les plus concernés – les
pays côtiers de la Méditerranée que sont l'Italie et la Grèce –
soit de l'aide qu'il conviendrait de fournir sur place. Sur ces
deux points, les divergences entre la majorité et les minori-
tés de la commission sont extrêmement minces. La majorité
de la commission, à la suite du Conseil fédéral, nous dit que
cette motion est inutile et que ce qui est demandé aux
points 5 et 6 de la motion, c'est ce que l'on fait déjà. C'est
très probablement ce que Madame la conseillère fédérale
Sommaruga nous dira et je l'en remercie d'avance, puisqu'il
est toujours précieux d'entendre dans cette salle quels sont
les engagements de la Confédération dans le domaine de
l'asile.
Les minorités de la commission sont d'avis que, même si ce
que prévoient les chiffres 5 et 6 est peut-être déjà mis en
oeuvre, du moment que la motion nous est soumise, l'adop-
ter est une façon d'exprimer notre soutien à la politique du
Conseil fédéral. L'objectif des chiffres 5 et 6 de la motion
n'est pas de désavouer le Conseil fédéral, mais de lui dire
qu'il a le soutien de l'Assemblée fédérale. C'est en ce sens,
sans désavouer quiconque, ni la majorité de la commission,
ni le Conseil fédéral, que nous pouvons donner ce signal
d'encouragement au Conseil fédéral. Je pense que ce signal
est utile parce que, si l'on devait rejeter les points 5 et 6 de la
motion, on risquerait de donner le signal inverse, et de voir le
résultat du vote interprété comme une façon de contester la
politique du Conseil fédéral, ce que ne souhaite pas la mino-
rité de la commission.

Föhn Peter (V, SZ): Als Kommissionspräsident erlaube ich
mir, noch zwei, drei Sätze zu sagen. Ich hatte das Gefühl,
dass der Kommissionssprecher allzu stark die Position der
Minderheit betont hat. Er sagte unter anderem zu Ziffer 5,
dass wir bemüht sein sollten, dass Schengen nicht zusam-
menbreche. Das ist klar, doch das ist nicht der Auftrag dieser
Motion. Wir müssen vor allem auch diese Ziffer 5 ganz ge-
nau anschauen. Sie lautet wörtlich: «Der Bundesrat unter-
stützt die meistbetroffenen EU-Länder Italien und Griechen-
land direkt in der Bewältigung ihrer besonderen Herausfor-
derungen. Die Unterstützung kann finanzieller oder auch lo-
gistischer Art sein.»
Da hat die Kommission ganz klar erkannt, dass wir mit der
Annahme dieser Ziffer ein völlig falsches Signal nach aus-
sen – also eigentlich nach aussen und nach innen – senden
würden und dass wir damit die Unterstützungsleistungen in-
tensivieren müssten, also zusätzliche finanzielle Mittel auf-
wenden müssten. Es muss und darf doch gesagt werden,
dass der Bundesrat die Forderungen mehr oder weniger be-
reits umgesetzt hat bzw. bereit oder gewillt ist, sie umzuset-
zen bzw. sie weiterhin umzusetzen. Die Kommission erach-
tet die Motion also eigentlich als erfüllt, und zwar in den
Ziffern 5 und 6. Denn wir können heute schon sagen, dass
der Bund, die schweizerische Eidgenossenschaft, seit Lan-
gem auf bilateraler oder europäischer Ebene die Mitglied-
staaten Griechenland und Italien verstärkt unterstützt hat,
sei das finanziell oder sei das logistisch.
Ich bitte Sie dringend, der Mehrheit zu folgen, das heisst,
auch diese Ziffern 5 und 6 der Motion abzulehnen und damit
dem Bundesrat zu folgen.

Lombardi Filippo (C, TI): Natürlich hat der Nationalrat selbst
vier Ziffern dieser Motion abgelehnt. Er hätte grundsätzlich
den Titel der Motion auch anpassen müssen. Unsere Min-
derheiten versuchen, die Ziffern 5 und 6 zu retten, muss
aber dann mit einem Titel leben, der dem Inhalt dieser zwei
Ziffern nicht mehr entspricht. 
Vor 35 Jahren habe ich die Delegation der Europäischen
Jungen Christdemokraten am europäischen Jugendforum
geleitet. Wir hatten eine grosse Debatte zu einer Resolution
gegen die Festung Europa. 35 Jahre später sprechen wir im-
mer noch von der Festung Europa, wohl wissend, dass wir
keine Festung haben. Wir haben heute ein Sieb Europa,
«une passoire Europe». Türen allenfalls zu öffnen würde
heissen, grössere Löcher ins Sieb zu bohren, damit sich die
Lage vielleicht verändert. 
Der Titel der Motion entspricht also jetzt nicht mehr dem In-
halt der Ziffern 5 und 6. Ich unterstütze sie aber beide und
gehöre zu den Minderheiten zu den Ziffern 5 und 6. Ich
glaube, es ist zwar viel getan worden, aber es kann und
muss noch mehr getan werden, und zwar vor Ort – Hinter-
grund ist der syrische Bürgerkrieg – zur Unterstützung der
am meisten betroffenen Länder. Was mich bei Ziffer 5 auch
nicht so glücklich macht – ich unterstütze sie trotzdem –, ist,
dass wir dort bloss zwei Länder erwähnen. Ich glaube, es
gibt ein paar andere Länder, vielleicht auch Nicht-EU-Län-
der, die mit der Flüchtlingsfrage stark konfrontiert sind und
die auch eine besondere Unterstützung der Schweiz brau-
chen könnten. Aber immerhin: Wir haben den Text, den wir
haben. 
Deswegen schlage ich Ihnen vor, mit den Minderheiten die
Ziffern 5 und 6 doch anzunehmen, in der Hoffnung, dass die
Schweiz und der Bundesrat noch etwas mehr machen als
das, was bisher gemacht worden ist. 

Fetz Anita (S, BS): Die Mehrheit sagt, die Schweiz tut genug;
sie sagt, die Schweiz tut ihre Pflicht. Das stimmt. Ich finde,
der Bundesrat macht viel, er macht gute Dinge. Es ist auch
notwendig, dass er das tut. Dennoch: Wir können und wir
müssen mehr tun – nicht nur wegen unserer humanitären
Tradition, sondern auch aus ureigenem Interesse.
Ich meine, wir sollten beim ganzen Flüchtlingsthema ein
bisschen umdenken, denn die Massnahmen, die der Bun-
desrat ergreift, und das, was die Motion fordert – ich bin
selbstverständlich für die Ziffern 5 und 6 –, reichen nicht. Ich
glaube, wir müssen einen anderen Ansatz wählen, im Wis-
sen darum, dass die Länder rund um den Syrien-Konflikt die
Hauptlast tragen: Libyen, Jordanien, die Türkei und andere.
Die Flüchtlinge leben dort mehr schlecht als recht in grossen
Lagern, in denen sie null Perspektive haben. Das ist das
Problem: Sie wollen ja wieder zurück nach Hause, aber es
dauert halt einfach zu lange, bis die internationale Gemein-
schaft es endlich schafft, in Syrien für Frieden zu sorgen.
Menschen, die keine Perspektive haben und in Lagern le-
ben, mit der Aussicht, dort noch zehn oder fünfzehn Jahre
verbringen zu müssen, versuchen wegzugehen, das ist son-
nenklar. Da nützt auch unser Grenzschutz nichts, da nützen
auch die vielen guten Dinge, die die Schweiz macht, nichts.
Ich meine, wir müssen darüber nachdenken, ob wir nicht vor
Ort mehr tun können, und zwar nicht einfach, indem wir
mehr Geld schicken. Vielmehr könnten wir dort mithelfen,
aus diesen Flüchtlingslagern Städte mit Perspektiven zu ma-
chen, zusammen mit den Flüchtlingen selbst: Städte mit
Schulen, mit einer Berufsausbildung, mit medizinischer Be-
treuung, mit wirtschaftlichem Handel, mit einem Kreditkar-
tensystem, d. h. ohne Bargeld, damit keine Korruption ent-
steht. Wir müssen das tun, weil die Menschen vermutlich
noch zehn oder fünfzehn Jahre dort leben müssen. Wenn
wir es nicht tun, werden sie kommen, über das Meer und
über das Land. Sie sind dann bereit, wirklich lebensgefährli-
che Reisen auf sich zu nehmen.
Es gibt heute bereits ein bis zwei Beispiele für solche zu-
kunftsorientierte Städte, die aus Flüchtlingslagern aufgebaut
werden. Ich finde, dass das die wichtigste Aufgabe wäre –
da könnte die Schweiz in die Offensive gehen. Was können
wir? Wir sind genial im Organisieren, wir sind genial darin,
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Leute anzuleiten, etwas logistisch aufzubauen, wir sind ge-
nial im Aufbauen von Berufsbildung. Das sind doch alles Fä-
higkeiten, die wir dort mit den Flüchtlingen zusammen ein-
setzen können; die sollen dann ihre Häuser selber bauen,
die sollen ihre Schulen führen, die sollen dann das Gesund-
heitssystem machen. Ich finde, bis heute wird viel zu wenig
über solche Strategien nachgedacht. Hilfe vor Ort heisst für
mich nicht, einfach immer mehr Geld zu schicken, sondern
es heisst, dafür zu sorgen, dass die Menschen in diesen
Flüchtlingslagern die nächsten zehn, fünfzehn Jahre gut le-
ben können. Das wären dann auch die Städte der Zukunft,
die nach dem Krieg in diesen Regionen ja eh entstehen
müssen.
Das möchte ich einfach zu dieser Motion, die ich selbstver-
ständlich unterstütze, zu bedenken geben. Ich finde, mental
geht sie noch zu wenig weit. Ich möchte hier gerne anregen,
ein bisschen anders und weiter zu denken, sonst gibt es
wirklich mittelfristig eine Krise in Europa. Und das nützt nie-
mandem – uns nützt es nichts, den Flüchtlingen nützt es
nichts. Wir müssen mithelfen, das aufzubauen, was in Zu-
kunft vor Ort gebraucht wird.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Ich kann der Minderheit
versichern, dass der Bundesrat auch dann, wenn die beiden
Ziffern 5 und 6 jetzt abgelehnt werden sollten, in seinen Be-
mühungen nicht nachlässt, sowohl was die Hilfe vor Ort wie
auch die Unterstützung der meistbetroffenen EU-Länder an-
belangt.
Für den Bundesrat ist klar, dass die Hilfe vor Ort die absolute
Priorität haben muss. Das wurde jetzt sowohl von den Ver-
tretern der Mehrheit wie auch der Minderheit ganz deutlich
und richtig gesagt. Wir müssen uns bewusst sein, dass die
allermeisten Flüchtlinge auf der Welt nicht in Europa und
auch nicht vor den Toren Europas sind, sondern mehrheit-
lich in den armen und ärmsten Ländern. Ich würde jetzt die
Türkei nicht als ein solches Land bezeichnen, sie ist aber im
Moment weltweit das Land, das am meisten Flüchtlinge auf-
genommen hat: 2,7 Millionen Flüchtlinge aus Syrien und
noch ein paar mehr aus anderen Staaten. Das hat die Türkei
getan.
Hilfe vor Ort heisst deshalb auch nicht – Frau Ständerätin
Fetz  hat  das  wirklich  sehr  gut  und  sehr  richtig  beschrie-
ben –, einfach humanitäre Hilfe zu geben. Am Anfang ist es
für die Flüchtlinge sicher unmittelbar wichtig, einfach ein
Dach über dem Kopf und etwas zu essen und zu trinken zu
haben. Ich war vor drei Jahren in Jordanien in einem Flücht-
lingslager an der syrischen Grenze. Stellen Sie sich vor: Das
war vor drei Jahren, und die Leute waren schon ein, zwei
Jahre dort. Alle haben mir damals gesagt, dass sie nach
Hause zurückgehen wollten. Nachts haben sie dann die Ra-
keten in ihrem eigenen Land gesehen. Sie wollten zurück;
jetzt aber, nach zwei, drei, vier, fünf Jahren, beginnen sie
selbstverständlich zu überlegen, wie ihr Leben und das ihrer
Kinder aussehen soll.
Dieses Flüchtlingslager hatte die Grösse der Stadt Win-
terthur. Das war wirklich eine Stadt mit Infrastruktur, mit
Schulen, mit Läden. Wenn Sie dort aber nicht investieren
und den Leuten dort keine Perspektive geben können, dann
macht sich ein Teil dieser Menschen auf den Weg; Sie kön-
nen die Leute dort nicht festhalten, das ist kein geschlosse-
nes Lager.
Nicht zu vergessen – das habe ich in Jordanien auch sehr
eindrücklich gesehen – ist dann der Konflikt mit der lokalen
Bevölkerung, der entsteht, wenn es den syrischen Flüchtlin-
gen plötzlich besser geht als der lokalen Bevölkerung. Des-
halb hat die Schweiz, die Deza in ihrer Entwicklungszusam-
menarbeit, zum Beispiel in Jordanien auch die Wasserver-
sorgung aufgebaut. Es kann nicht sein, dass die Flüchtlinge
zu essen und genug Wasser haben und die eigene lokale
Bevölkerung dann Wassermangel hat. Das schafft enorme
Konflikte im Land. Es ist mir in Erinnerung geblieben, was
mir die jordanische Regierung damals gesagt hat: Ihre
grösste Angst sei, dass man Jordanien vergesse. Denn
wenn es plötzlich an einem anderen Ort brennt, schaut die
ganze Weltöffentlichkeit dorthin und vergisst, dass in Jorda-

nien – das ist ein Land, das weniger Einwohner als die
Schweiz hat – rund 700 000 Flüchtlinge sind. Libanon hat
eine Million Flüchtlinge. 
Ich möchte Ihnen jetzt noch etwas zu dem sagen, was Frau
Ständerätin Fetz zur Hilfe vor Ort ausgeführt hat: Es ist nicht
so, dass das für den Bundesrat neu wäre. Perspektiven
schaffen – das machen wir bereits heute. Ich habe letztes
Jahr in Äthiopien ein Berufsbildungsprojekt der Schweiz und
Norwegens für eritreische Flüchtlinge besucht. Eritreische
Flüchtlinge können in Äthiopien eine einjährige Ausbildung
absolvieren, damit sie nachher in Äthiopien einen Beruf, ein
Auskommen und eine Perspektive haben und zum Beispiel
einen Laden eröffnen können.
So etwas machen wir also schon. Es sind natürlich häufig
kleinere Projekte. Es ist auch falsch zu meinen, wenn wir
dort investieren, komme niemand mehr zu uns. Diese Rech-
nung geht nicht auf; das ist etwas, was wir einfach akzeptie-
ren müssen. Es kommen weniger Menschen, es gibt eine
andere Entwicklung. Aber zu meinen, wenn man dort Geld
investiere, komme dafür niemand mehr nach Europa oder in
die Schweiz, ist eine Rechnung, die, zumindest kurzfristig,
nicht aufgeht. Die Hilfe vor Ort ist und bleibt für den Bundes-
rat die Priorität.
Jetzt äussere ich mich noch ganz konkret zu Syrien: Es geht
am Schluss immer noch um Geld; man kann keine Projekte
ohne die entsprechenden Mittel durchführen. Da darf ich
wirklich sagen, dass sich die Schweiz seit Ausbruch des
Krieges in Syrien 2011 mit 250 Millionen Franken in Syrien
selbst und in den Nachbarstaaten engagiert. Das ist eben
wichtig. Wir haben zum Beispiel, als wir letztes Jahr einen
Kredit aufgestockt haben, auch wieder am Horn von Afrika
investiert, weil man nicht meinen kann, man könne sich jetzt
nur auf Syrien fokussieren. Ich habe vorhin Äthiopien er-
wähnt; Sie kennen die Situation am Horn von Afrika, in So-
malia, in Südsudan. Das sind Länder, in denen es massive
Flüchtlingsströme gibt, von denen zum Beispiel viele nach
Äthiopien führen. Äthiopien hat zurzeit selber eine Hungers-
not und etwa 800 000 Flüchtlinge im Land: aus Somalia, aus
Eritrea, aus Südsudan. Sie können nicht sagen, man sei
jetzt halt auf Syrien konzentriert – und dann brennt es an ei-
nem anderen Ort. Der Bundesrat ist sich dessen bewusst
und versucht dort Unterstützung zu leisten, wo wir wirklich
etwas bewirken können.
Abschliessend zu diesem Thema noch dies: Es braucht
eben auch Kontinuität. Ich bitte Sie, das dann auch bei Ihren
finanzpolitischen Überlegungen einzubeziehen – ich «gra-
se» jetzt ein bisschen im Bereich des EDA, aber ich glaube,
mein Kollege würde mir das verzeihen. Es braucht in der
Entwicklungszusammenarbeit Kontinuität: Man kann nicht
erst hier und dann dort ein bisschen etwas machen und
dann wieder weggehen. Deshalb muss die Entwicklungszu-
sammenarbeit auch Kontinuität garantieren.
Zur Unterstützung der von der Flüchtlingsthematik meistbe-
troffenen EU-Mitgliedstaaten Italien und Griechenland: Sie
kennen die Zahlen und die dramatische Situation des letzten
Jahres. In Griechenland sind letztes Jahr 800 000 Personen
angelandet – 800 000 Personen! Sie müssen sich das mal
vorstellen. Der allergrösste Teil ist weitergewandert, nach-
dem er durchgewinkt worden ist. Ja, das ist mit dem Dublin-
System eigentlich nicht vereinbar. Aber ich glaube, man
muss manchmal auch einfach eine unangenehme Realität
zur Kenntnis nehmen. Griechenland konnte diese Situation
nicht bewältigen!
Was die europäische Gemeinschaft jetzt tun muss – wir for-
dern das schon lange –: Es kann nicht sein, dass sich die
Flüchtlinge und Migranten, die in Europa ankommen, dass
sich eben diese Migrationsbewegungen auf ein paar wenige
Staaten konzentrieren. Das war letztes Jahr so und hat zu
den entsprechenden Überforderungen geführt. Seit Jahren
verlangen wir einen Verteilschlüssel. Die EU hat letztes Jahr
unter allerhöchstem Druck ein Umverteilungsprogramm –
ich sage mal – zusammengestiefelt: Es wurden Personen,
die voraussichtlich schutzbedürftig waren, aus Griechenland
und Italien auf alle europäischen Staaten verteilt. Die
Schweiz hat da gesagt: Wir machen freiwillig mit. Wir müss-
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ten das zwar nicht, weil wir nicht Mitglied der EU sind, aber
wir sind bereit, unseren Teil beizutragen; aber unter der Vor-
aussetzung, dass Italien und Griechenland die ankommen-
den Personen registrieren, dies auch aus Sicherheitsgrün-
den. Diesbezüglich hat sich die Lage in Italien verbessert:
Es werden noch nicht 100 Prozent der Personen registriert,
aber die Situation hat sich deutlich verbessert. Wir sind da
aber noch nicht am Ende der Bemühungen.
Herr Ständerat Bischof hat es richtig gesagt: Nachdem die
Balkanroute mehr oder weniger geschlossen worden ist –
auch wegen der Einigung zwischen der EU und der Türkei –
wird sich der Flüchtlingsstrom dieses Jahr wieder vermehrt
auf Italien konzentrieren und allenfalls auch zunehmen. Bis
jetzt stellt man keine grossen Ausweichbewegungen bei-
spielsweise aus Syrien nach Italien fest. Aber es ist klar: Es
gibt in Libyen viele Menschen, die unter den unhaltbaren Zu-
ständen alles dafür tun werden, um nach Europa zu
kommen. Da dürfen wir uns keine Illusionen machen. Und
wenn es in Italien viele Anlandungen geben wird, dann wer-
den wir das auch spüren. Deshalb versuchen wir diese Si-
tuation jetzt in engster Kooperation mit allen Nachbarstaaten
zu analysieren und vorwegzunehmen. Ich habe letzte Wo-
che noch meinen neuen Amtskollegen aus Österreich sowie
den Innenminister Italiens getroffen. Wir sind eigentlich in
Dauerkontakt mit Deutschland und im Austausch mit Frank-
reich.
Wir versuchen zu bewirken, dass sich die Situation nicht so
entwickelt wie in früheren Jahren, wo einfach jedes Land ir-
gendwie für sich geschaut hat. Denn wir haben es auch letz-
tes Jahr gesehen: Mit nationalen Massnahmen, einfach
nach dem Motto «Wir schauen mal nur für uns», können Sie
sich vielleicht kurzfristig ein bisschen Luft verschaffen, aber
Sie verlagern das Problem einfach auf andere Staaten. Sie
kennen ja die geografische Lage der Schweiz: Wenn jeder
unserer Nachbarstaaten nur noch für sich schaut – dann
gute Nacht. Ich glaube, wir haben alles Interesse an europä-
ischen Lösungen. Deshalb versuchen wir hier unseren Bei-
trag zu leisten, gleichzeitig aber auch unsere Forderungen
einzubringen.
Die EU ist daran, das Dublin-System zu verstärken und zu
reformieren. Wir unterstützen diese Bemühungen, weil allen
klar war: Europa war auf die Flüchtlingskrise im letzten Jahr
denkbar schlecht vorbereitet. Das muss man wirklich festhal-
ten. Man hat dann unter grösstem Druck versucht, solche
Lösungen zu suchen. Das war schwierig und ist auch nicht
immer gelungen. Ich denke, eine Reform und eine Stärkung
des Dublin-Systems ist letztlich im Interesse aller. Aber Sie
müssen dann auch die Mitgliedstaaten überzeugen, da mit-
zumachen. Es gibt einzelne Staaten, die bis jetzt keine
Flüchtlinge hatten und sagen: Es geht mich eigentlich nichts
an. Das ist erstaunlich, denn zum Teil sind es Staaten, die
noch vor wenigen Jahrzehnten viele Personen als Flücht-
linge verliessen. Diese Flüchtlinge wurden dann von ande-
ren europäischen Staaten aufgenommen. Ja, ich muss Ih-
nen sagen, das ist manchmal sehr schwierig zu ertragen.
Aber Sie wissen, wie das ist. Am Schluss muss man die
Leute davon überzeugen, dass sie mitmachen sollen, dass
wir alle eine gemeinsame Verantwortung tragen. Wir werden
alles dafür tun, hier unseren Beitrag zu leisten, aber auch
dazu zu schauen, dass wir zusammen mit den Staaten, die
auch eine solidarische Flüchtlingspolitik in Europa wollen,
vorwärtskommen. In diesem Sinne muss ich Ihnen hier
sagen: Ob Sie jetzt die Ziffern 5 und 6 annehmen oder ab-
lehnen, macht keinen grossen Unterschied. Unsere Bemü-
hungen gehen weiter. Wir danken Ihnen in jedem Fall – ob
mit  dieser  Motion  oder  ohne  sie  –  für  Ihre  Unterstüt-
zung.

Ziff. 5 – Ch. 5

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Motion ... 25 Stimmen
Dagegen ... 17 Stimmen
(0 Enthaltungen)

Ziff. 6 – Ch. 6

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Motion ... 16 Stimmen
Dagegen ... 26 Stimmen
(0 Enthaltungen)
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Motion Munz Martina.
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Antrag der Kommission
Annahme der Motion

Antrag Hösli
Ablehnung der Motion

Proposition de la commission
Adopter la motion

Proposition Hösli
Rejeter la motion

Le président (Comte Raphaël, président): Vous avez reçu
un rapport écrit de la commission. Le Conseil fédéral pro-
pose l'adoption de la motion.

Häberli-Koller Brigitte (C, TG), für die Kommission: Die WBK
Ihres Rates hat die Motion Munz 15.3653, die vom National-
rat angenommen worden ist, am 3. Mai dieses Jahres bera-
ten und beantragt Ihnen mit 7 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltun-
gen die Annahme. Die Kommission hat sich eingehend über
die Herausforderung der Integrationspolitik informieren las-
sen. Ebenfalls haben wir den Bericht zu den Integrations-
massnahmen für Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene
des Bundes zur Kenntnis genommen.
Der Bundesrat führt darin aus, dass 2018 ein vierjähriges Pi-
lotprogramm zur Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen
und vorläufig Aufgenommenen starten wird. Mit diesem Pro-
gramm soll über eine Anerkennung von beruflichen Qualifi-
kationen sowie über Weiterbildungen das inländische Poten-
zial der vorläufig Aufgenommen und Flüchtlinge besser
genutzt werden. Es sollen mittels einer Integrationsvorlehre
bis zu tausend vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge pro
Jahr eine spezifische Ausbildung zum Erwerb der für eine
spezifische Anstellung notwendigen Kompetenzen erhalten.
Weiter will das Programm den frühzeitigen Erwerb der Orts-
sprache fördern.
Die Kommission anerkennt den Nutzen des Projektes und
begrüsst, dass Bund, Kantone und Organisationen der Ar-
beitswelt hier schon zahlreiche gemeinsame Anstrengungen
zur Arbeitsmarktintegration unternehmen. Sie sieht in den
bildungspolitischen Massnahmen das grösste Potenzial.
Deshalb unterstützt die Kommission die vorliegende Motion
und bittet Sie um Annahme.
Die Kommission hat weiter gemäss Artikel 126 Absatz 2 Par-
lamentsgesetz die Petition 15.2026 der Jugendsession
2015, «Mindeststandards betreffend der Ausbildung und
Betreuung jugendlicher Migrantinnen und Migranten», zur


